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und politischen Inhalte als Hemmnis für eine sozialistische 
Entwicklung. Deshalb führten seine Überlegungen zu eige­
nen konzeptionellen Vorstellungen, die er mit Kollegen des 
Aufbau-Verlages, der Redaktion des „Sonntag“ und mit Mit­
gliedern seiner damaligen SED-Betriebsparteiorganisation 
diskutierte. Seine erklärte Zielstellung bestand darin, die 
Gedanken für eine Reform auszutauschen, wobei eine be­
sondere Bedeutung das Bemühen hätte, mit führenden Per­
sönlichkeiten innerhalb der SED Verbindung aufzunehmen. 
Das ist zum Teil geschehen und sollte fortgesetzt werden, 
ebenso wie beabsichtigt war, eine präzisierte Konzeption 
breiteren Kreisen, so den Mitgliedern des Zentralkomitees 
und Bezirks- und Kreisleitungen der SED sowie auf einer 
theoretischen Konferenz vorzulegen. Gegenstand der Diskus­
sionen und des auf dieser Grundlage entworfenen ersten Posi­
tionspapiers waren somit Auffassungen zu Mängeln auf ver­
schiedenen Gebieten des gesellschaftlichen Lebens einschließ­
lich der Vorstellungen, wie diese Mängel zu überwinden 
seien.

Die im Sachverhalt getroffenen Feststellungen stehen in 
einem Widerspruch zu dem mit der Anklage erhobenen, im 
Eröffnungsbeschluß übernommenen und in der rechtlichen 
Beurteilung durch den 1. Strafsenat des Obersten Gerichts 
bestätigten Vorwurf, die Angeklagten hätten es gemeinsam 
unternommen, die Regierung der DDR zu stürzen und Schritte 
zur Änderung der gesellschaftlichen Struktur in Richtung 
auf die Wiederherstellung kapitalistischer Zustände getan zu 
haben.

Bei dieser Sachlage war es ebensowenig gerechtfertigt, 
ihnen vorzuwerfen, sie hätten auf geheime Weise und wie 
Verschwörer handelnd verfassungsmäßige Grundlagen der 
DDR angegriffen. Das Urteil enthält dazu keine konkreten 
Feststellungen. Sie konnten auch nicht getroffen werden, 
denn Ziel und Handlungsweise bestanden nachweislich 
darin, nach Klärung der eigenen Position mit namhaften, 
führenden Politikern des Landes Verbindung aufzunehmen, 
um mit deren Hilfe sowie mit breiter demokratischer Unter­
stützung Veränderungen im Rahmen der Verfassung zu er­
reichen. Diese Konsequenzen ergeben sich ferner im Hin­
blick auf den Vorwurf, der Dr. Harich im angefochtenen 
Urteil gemacht wird, er habe einen Streik angedroht sowie 
Gespräche mit Vertretern des Ostbüros der SPD geführt. 
Zunächst ist festzustellen, daß weder in der Strafsache, über 
die hier zu entscheiden ist, noch in dem Verfahren gegen 
Walter Janka, Richard Wolf, Gustav Just und Heinz Zöger

nachgewiesen wurde, daß Dr. Harich die Beteiligten infor­
miert noch sie in seine Aktivitäten einbezogen hat. Von 
einer Gruppe unter Führung von Dr. Harich konnte bei 
dieser Sachlage nicht gesprochen werden.

Die bloße Verbindung zu Vertretern des Ostbüros durfte 
nicht als Boykotthetze rechtlich beurteilt werden, da der­
artige Gespräche dieselbe Zielstellung beinhalteten wie die 
zuvor geschilderten konzeptionellen Vorstellungen über ge­
sellschaftliche Veränderungen, und zwar auf verfassungs­
mäßiger Grundlage. Nicht anders verhält es sich mit der 
Streikandrohung, die im angefochtenen Urteil als Aufruf 
zum Putsch gewertet worden ist. Tatsächlich hatte Dr. Ha­
rich bei seinen Gesprächen in Berlin (West) und in der Bun­
desrepublik Deutschland nicht nur mit Vertretern der SPD, 
sondern auch mit Verlegern und Journalisten keine anderen 
Ziele als die, die bereits dargelegt worden sind.

Daraus folgt, daß die Verurteilten ihr in Art. 9 der Ver­
fassung der DDR von 1949 zustehendes Grundrecht auf freie 
Meinungsäußerung wahrgenommen haben. Sie konnten sich 
auf Art. 6 Absatz 2 Satz 2 der Verfassung stützen, wonach die 
Ausübung demokratischer Rechte keine Boykotthetze im 
Sinne der Verfassung darstellt. Sie hätten freigesprochen 
werden müssen.

Die fehlende Tatbestandsmäßigkeit entbindet das Präsi­
dium nicht von der zusätzlichen Feststellung, daß auch die 
Art und Weise der Verfahrensdurchführung kritikwürdig 
war und für die damaligen Angeklagten keinen fairen Pro­
zeß garantierte. Die Bedeutung, die dem Verfahren zum 
damaligen Zeitpunkt offenkundig beigemessen worden ist, 
hätte nicht dazu führen dürfen, daß das Gericht nach Ein­
reichung der Anklageschrift das Hauptverfahren am 1. März 
1957 eröffnet und die Hauptverhandlung bereits am
7./8. März 1957 durchführt und die Angeklagten verurteilt, 
die nach dem damals geltenden Recht kein Rechtsmittel ein- 
legen konnten. Damit wurde ihr Recht auf Verteidigung 
beeinträchtigt.

Über die weiter von Dr. Harich angeregte Veröffentli­
chung der Prozeßakten hat das Präsidium nicht zu befinden.

Auf die Kassationsanträge war in Übereinstimmung 
auch mit den Auffassungen der Verteidigung die Ent­
scheidung des Obersten Gerichts vom 9. März 1957 gemäß 
§ 311 Abs. 2 Ziff. 1 StPO aufzuheben.

Die Angeklagten sind gemäß § 244 StPO freizusprechen. 
Damit entfallen auch die als Zusatzstrafe ausgesprochenen 
Maßnahmen.

Bremer Erklärung zur demokratischen Justiz
Im September 1989 fand in Bremen ein Kongreß der Richter 
und Staatsanwälte in der Gewerkschaft ÖTV mit dem Thema 
„40 Jahre Bundesrepublik — Im Namen des Volkes — Grund­
gesetzdefizite durch Rechtsprechung?“ statt. Der Kongreß be­
schäftigte sich mit der Rolle der Justiz in den ersten 40 Jahren 
der BRD und formulierte Anforderungen an eine demokrati­
sche Justiz. 1

1. 40 Jahre Grundgesetz und 50. Jahrestag des deutschen 
Überfalls auf Polen sind auch für die Justiz Anlaß, sich 
kritisch mit ihrer Rolle in der bundesdeutschen Gesellschaft 
und ihrer Verantwortung in der deutschen Geschichte ausein- 
anderzusetzeq und darüber Rechenschaft abzulegen.

2. Im Grundgesetz wird die rechtsprechende Gewalt 
(Justiz) als Teil der Staatsgewalt genannt. Ihre Merkmale sind 
herkömmlicherweise die Unabhängigkeit und die alleinige 
Bindung an Recht und Gesetz. Dies ist als Inhaltsbestimmung 
nach dem Grundgesetz nicht ausreichend, denn die Justiz 
muß sich auch als eine demokratische rechtfertigen, die dem 
Sozialstaat verpflichtet ist.

3. Vorstellungen von Demokratie, wonach diese sich 
wesentlich im Wahlakt erschöpft, von einem Sozialstaat, der 
nur besondere Härten ausgleicht, sind ebenso überholt wie 
eine Vorstellung von einer unabhängigen Justiz, für die es 
gleichgültig ist, ob sie einem Kaiserreich, einer Demokratie 
oder einem faschistischen Staat dient.

4. In der deutschen Geschichte ist die Justiz ihrer Rolle 
gerecht geworden, soweit sie
— sich gegen absolutistische Willkür gewandt hat,
— auf der Seite der Freiheitsbewegung der 1848er Revolution 
zu finden war,
— sich in der Weimarer Republik gegen die Reaktion 
gewandt hat.

Wir wissen, es war nicht die Mehrheit der Justiz, für die 
dies gesagt werden kann.

Die Justiz hat ihre Aufgabe verkannt, soweit sie

— sich als Teil der Staatsverwaltung verstanden hat und 
nur den jeweiligen Ordnungsvorstellungen der Exekutivge­
walt nachkommen wollte,
— in ihrer Mehrheit der Republik von Weimar feindlich
gegenüberstand, n
— mit dem Nimbus der Unabhängigkeit der faschistischen 
Terrorherrschaft diente und diese bemänteln half.

5. Das Grundgesetz gibt im Bruch mit der deutschen Ge­
schichte eine neue Verfassungsordnung vor. Es hat damit 
aber noch nicht eine neue Gesellschaftsordnung geschaffen, es 
fordert sie. Für verfassungsgemäße Entwicklung gibt es eine 
deutliche Richtung an. Sie ist gekennzeichnet durch
— Verwirklichung der Grundrechte,
— zunehmende Kontrolle staatlicher Machtausübung,
— Schaffung einer Gesellschafts- und Rechtsordnung, die 
ihren Mitgliedern die gleichen Entwicklungschancen bietet,
— eine föderative Ordnung, in der das Prinzip des Einstehens 
füreinander annähernd gleiche Lebensverhältnisse in allen 
Teilen der Republik garantiert,
— selbstbestimmte Friedensstaatlichkeit. .

6. Für diese Rechtsentwicklung war es ein Hindernis, daß 
der Justizapparat nach 1945 in seiner alten hierarchischen 
Struktur und auch weitgehend mit dem alten Personal über­
nommen wurde.

Es war in diesem Zusammenhang ein fataler Fehlgriff, 
dieser Justiz die Bewertung der Verbrechen der Vergangen­
heit zu überlassen. Damit war die Aufarbeitung von vorn­
herein verhindert.

7. Es ist ein Zeichen einer undemokratischen, hierar­
chischen Justiz, wenn politische Äußerungen einiger Gerichts­
präsidenten und Bundesrichter von Politikern als legitim 
angesehen werden, während andere Richter wegen ihrer 
demokratischen Aktivitäten diszipliniert werden.

Es war und ist ein Zeichen demokratischer Entwicklung
— wenn Richter sich gegen die konservierende Hierarchie 
wenden,


